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Senatsverwaltung für  

Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt 

 

 

 

Frau Abgeordnete Silke Gebel (GRÜNE)   

über 

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

A n t w o r t 

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/26708 

vom 21. Juli 2026  

Über Entspricht die Ausschreibung zur Torstraße der aktuellen Gesetzeslage Berlins? 

 

 

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 

Frage 1:  

 

Wann soll nach aktuellem Termin- und Vergabeplan mit den Bauarbeiten nach Teilabschnitten zwischen 

Rosenthaler Platz und Chausseestraße begonnen werden? Wann wurde das Vergabeverfahren eingeleitet, wann 

endet die Angebotsfrist und wann soll der Zuschlag erteilt werden?  

 

Antwort zu 1:  

 

Die Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt hat die grundhafte 

Erneuerung der Verkehrsanlagen in der Torstraße in Berlin-Mitte am 30. Juni 2026 öffentlich 

ausgeschrieben. Unternehmen können ihre Angebote  bis zum 18. August 2026 abgeben., Die 

Submission (Öffnung der Angebote) der Baumaßnahme wird Mitte August 2026 stattfinden. 

Eine Auftragsvergabe wird entsprechend für Oktober 2026 angestrebt.  
 

Frage 2: 

 

Liegt der aktuellen Ausführungs- und Vergabeplanung eine projektbezogene lärm- und schalltechnische 

Untersuchung zugrunde? Falls ja: von wann, auf Grundlage welcher Verkehrsprognose und mit welchen 

Ergebnissen für Bau- und Betriebsphase? Falls nein: weshalb hält der Senat eine solche Untersuchung nicht für 

erforderlich?  
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Antwort zu 2:  

 

Nein. Lärm- und schalltechnische Untersuchungen waren im Rahmen der Planung der 

„Erneuerung der Torstraße“ nicht erforderlich, da  die beabsichtigten Baumaßnahmen nicht auf 

eine Steigerung der Leistungsfähigkeit der Straße abzielen, sondern auf den Erhalt der 

bisherigen Leistungsfähigkeit und es sich somit nicht um eine wesentliche Änderung  im Sinne 

der einschlägigen 16. Bundesimmissionsschutzverordnung handelt.    
 

 

Frage 3: 

 

Liegt das in der Antwort auf Drs. 19/26006 für das III. Quartal 2026 angekündigte abschließende 

Artenschutzgutachten inzwischen vor bzw wann wird damit gerechnet? Wer führt das Artenschutzgutachten durch? 

Welche geschützten Arten und Lebensstätten wurden festgestellt, und welche konkreten Vermeidungs-, 

Minderungs-, CEF- und sonstigen Ausgleichsmaßnahmen sind jeweils wo und bis wann vorgesehen? 

 

Antwort zu 3:  

 

Das artenschutzfachliche Gutachten liegt vor und befindet sich derzeit in Abstimmung mit der 

unteren Naturschutzbehörde (uNB). Die Potentialkartierung und das Artenschutzgutachten inkl. 

Ausgleichmaßnahmen wurden im Rahmen der Planungsleistungen des für die 

Umweltbaubegleitung beauftragten Büros erstellt. Die artenschutzfachliche Bearbeitung 

erfolgte durch einen vom Auftragnehmer beauftragten Fachgutachter. Im Rahmen der 

artenschutzfachlichen Untersuchungen wurden artenschutzrechtlich relevante 

Habitatsstrukturen erfasst. Hierzu zählen insbesondere potenzielle Quartierstrukturen für 

Fledermäuse sowie Brutplatzpotenziale für höhlen- und freibrütende Vogelarten. Die 

artenschutzfachliche Bewertung und die erforderlichen Maßnahmen sind Bestandteil der 

laufenden Abstimmungen mit der uNB. Eine abschließende Aussage zu Art, Umfang und 

Verortung dieser Maßnahmen kann erst nach Abschluss der Abstimmungen getroffen werden. 
 

 

Frage 4: 

 

Nach dem Berliner Klimaanpassungsgesetz (KAnGBln) soll der Straßenbaumbestand in Berlin im Umfang von  

440 000 Straßenbäumen bis Ende 2027 wiederhergestellt sein. Wie viele Bäume sollen nach den aktuellen 

Planungen beim Umbau der Torstraße gefällt werden, wie ist die geplante Bilanz nach Fertigstellung unterteilt 

nach Bestandsbäumen, Fällungen, Neupflanzungen in der Torstraße und Ersatzpflanzungen außerhalb der 

Torstraße? Wie wurde diese Planung bzgl. der Zahl der Bäume mit den Zielen des KAnGBln abgeglichen?  

 

Antwort zu 4:  

 

Zwar war die Planung zur Erneuerung der Torstraße  zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Berliner Klimaanpassungsgesetzes (KAnGBln) bereits weit fortgeschritten und befand sich in der 

Ausführungsplanung, doch fügt sich das Vorhaben in die Klimaanpassungsstrategie des 

Senates ein, indem sie den Modal Split durch die Stärkung des Radverkehrs fördert und über 
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70 Prozent des Baumbestandes erhält. Zeitgleich werden die Fällungen von abgängigen 

Bäumen ausgeglichen. 

 

Die Umweltbelange waren dabei stets Bestandteil der Planung. Im Rahmen der Planung 

wurden Möglichkeiten zur Vermeidung von Baumfällungen geprüft und die Grünstrukturen 

durch die Vergrößerung von Baumscheiben sowie die Schaffung neuer Baumstandorte 

verbessert. 

 

Aufgrund der örtlichen und technischen Rahmenbedingungen, insbesondere der Anforderungen 

an die Verkehrssicherheit und der Vorgaben zur Straßenraumgestaltung (Mobilitätsgesetz) 

sowie des vorhandenen Leitungsbestands, , können jedoch nicht alle Bestandsbäume erhalten 

werden.  

 

Das KAnGBln stärkt den Baumerhalt und die Ersatzpflanzungen und sieht hierzu eine 

Anpassung der Berliner Baumschutzverordnung (BaumSchVO) vor. Die neue BaumSchVO ist 

aktuell noch nicht in Kraft getreten. Eventuelle neue Regelungen waren daher zum Zeitpunkt 

der maßgeblichen Planungsentscheidungen für die Torstraße noch nicht Bestandteil des 

geltenden Rechtsrahmens. Zudem unterliegen Maßnahmen der zuständigen Senatsverwaltung 

an Straßen II. Ordnung gemäß § 4 Abs. 6 Satz 3 BaumSchVO nicht den Ersatzpflanzungs-

regelungen der BaumSchVO. 

 

Die Festlegung des Ersatzumfangs erfolgte daher im Rahmen der konkreten Fachplanung unter 

Berücksichtigung der standörtlichen und technischen Rahmenbedingungen sowie in 

Abstimmung mit dem zuständigen Straßen- und Grünflächenamt Mitte. Im Ergebnis wurde ein 

Ersatzpflanzungsverhältnis von 1:1 vereinbart. 

Nach aktuellem Planungsstand sind damit 32 Baumfällungen vorgesehen. Dem stehen 32 

Neupflanzungen mit verbesserten Standortbedingungen gegenüber, davon 26 innerhalb der 

Torstraße und 6 in direkt angrenzenden Straßenräumen. Die Anzahl der zu fällenden Bäume ist 

im Vergleich zur aufgehobenen einspurigen MiV-Planung des Vorgänger-Senats also gleich 

geblieben.  
 

 

Frage 5: 

 

Das KAnGBln enthält Vorgaben für die Kühlleistung von Straßenbäumen. Welche Kühlleistung erbringen die zu 

fällenden Bestandsbäume gegenwärtig, und wann erreichen die Ersatzpflanzungen voraussichtlich eine 

vergleichbare Kühl-, Verschattungs- und Verdunstungsleistung? Wurde hierzu eine mikroklimatische Modellierung 

oder Ökosystemleistungsbilanz erstellt? Wenn ja, mit welchem Ergebnis?  

 

Antwort zu 5:  

 

Eine mikroklimatische Modellierung oder Ökosystemleistungsbilanz wurde im Rahmen der 

Planung nicht erstellt. Aufgrund des vorgesehenen Ersatzpflanzungsverhältnisses von 1:1 sowie 

der grundsätzlichen Erhaltung des Straßenbaumbestandes bestand hierfür keine Veranlassung. 
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Die Ersatzpflanzungen werden gegenüber dem Bestand unter deutlich verbesserten 

Standortbedingungen hergestellt und gepflegt. Hierzu gehören insbesondere größere, den 

aktuellen Regelwerken entsprechende durchwurzelbare Baumstandorte mit einem 

Substratvolumen von mindestens 12m³. Dadurch werden die Entwicklungsmöglichkeiten der 

Bäume und ihre Chancen auf langfristige Vitalität deutlich verbessert. 
 

 

Frage 6: 

 

Wurde geprüft, ob der Planungsraum als Hitzeviertel im Sinne des KAnGBln einzustufen oder festzulegen ist? 

Welche Folgen ergeben sich aus § 3 KAnGBln für die laufende Planung, die Abwägung zugunsten des 

Baumerhalts und gegebenenfalls eine erneute Variantenprüfung?   

 

Antwort zu 6:  

 

Das KAnGBln sieht vor, dass Hitzeviertel auszuweisen sind. Diese sollen mindestens die 

thermisch hoch belasteten Planungsräume nach Umweltgerechtigkeitsatlas 2021/22 (vgl. § 2 

Nr. 4 KAnGBln) umfassen. Dass der Bereich der Torstraße in diesen Bereich fällt, ist nach 

derzeitigem Stand wahrscheinlich. 

 

Im Vorgriff darauf bildet das Planungsergebnis diese Einstufung bereits heute so weit als 

möglich ab.  Im KAnGBln ist in § 4 geregelt, dass in solchen Vierteln im Schnitt alle 15 m ein 

Straßenbaum gepflanzt werden „soll“. Diese Soll-Vorschrift wird im Rahmen der örtlichen 

Möglichkeiten weitestgehend berücksichtigt. Weiter ist vorgeschrieben, dass Maßnahmen zur 

Umsetzung der blau-grünen Infrastruktur ergriffen werden „sollen“. Dies wird erfüllt.  

Da die Soll-Bestimmungen im Rahmen der planerischen Abwägung im Bauvorhaben Torstraße 

beachtet werden, zeigt sich im Ergebnis der planerischen Abwägung unter Berücksichtigung 

der anderen planungsrelevanten Belange der vorgelegte Entwurf als die Vorzugslösung. 
 

 

Frage 7: 

 

Nach KAnGBln müssen Baumpflanzungen die Ziele einer klima- und standortangepassten 

Vegetationszusammensetzung fördern. Wann und Wie hat der Senat die Planungen der Torstraße auf die Erfüllung 

dieser Ziele des KAnGBln überprüft, und wie lautet das dokumentierte Prüfergebnis? 

 

Antwort zu 7: 

 

Sowohl vor, als auch nach Inkrafttreten des Berliner Klimaanpassungsgesetzes wurde geprüft, 

ob über die geplanten Baumstandorte hinaus weitere Pflanzmöglichkeiten in der Torstraße 

geschaffen werden können. Aufgrund des vorhandenen Leitungsbestandes sowie der 

verkehrlichen und funktionalen Anforderungen an den Straßenraum bestehen hierfür keine 

weiteren Potenziale. Die Planung sieht weiterhin einen vollständigen Ersatz der entfallenden 

Bäume im Verhältnis 1:1 vor. Die Anforderungen der Berliner Baumschutzverordnung werden 

damit berücksichtigt. Für die Ersatzpflanzungen wurden klimaangepasste Baumarten 
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ausgewählt, die aufgrund ihrer erprobten Eigenschaften eine höhere Toleranz gegenüber den 

zunehmenden Belastungen durch Hitze- und Trockenperioden aufweisen. Darüber hinaus 

werden die neuen Baumstandorte unter verbesserten Standortbedingungen hergestellt, sodass 

langfristig die Entwicklung vitaler und klimaresilienter Straßenbäume unterstützt wird. 

Die Auswahl der Baumarten sowie die vorgesehenen Ersatzpflanzungen wurden mit dem 

zuständigen Straßen- und Grünflächenamt abgestimmt. 

 

 

Berlin, den 05.08.2026 

 

In Vertretung 

 

 

 

Arne Herz  

Senatsverwaltung für  

Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt 


